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Entwurf eines Gesetzes zur Kontrolle hochradioaktiver Strahlenquellen 


A. Problem 

In Deutschland werden ca. 10 000 umschlossene hochradioaktive Strahlenquel- 
len u. a. zur Tumorbestrahlung, bei der Materialprüfung und in der Forschung 
verwendet; der Umgang mit ihnen wird durch umfangreiche Sicherheitsbestim- 
mungen geregelt. 

Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, das vorhandene Kontroll- und Sicherheits- 
system für diese Strahlenquellen durch zusätzliche verbindliche Regelungen zu 
verbessern und ihre Verfügbarkeit für eine eventuelle zweckentfremdete Ver- 
wendung möglichst wirkungsvoll zu beschränken. Er dient der Umsetzung der 
Richtlinie 2003/ 122/EURATOM des Rates vom 22. Dezember 2003 zur Kon- 
trolle hochradioaktiver umschlossener Strahlenquellen und herrenloser Strah- 
lenquellen in nationales Recht. Ferner soll den Empfehlungen des Verhaltens- 
kodexes der Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEA) zur Sicherheit 
und Sicherung radioaktiver Strahlenquellen sowie des zugehörigen lAEA-Leit- 
fadens für den Import und Export radioaktiver Strahlenquellen Rechnung getra- 
gen werden. 

B. Lösung 

Zur Verwirklichung der vorgenannten Zielsetzungen sollen die Vorschriften des 
Atomgesetzes, der Strahlenschutzverordnung, der Atomrechtlichen Deckungs- 
vorsorge-Verordnung und der Atomrechtlichen Abfallverbringungsverordnung 
geändert werden. Wesentliche Änderungstatbestände sind: 

• Erweiterung der Zweckbestimmung des Atomgesetzes um den Schutz vor 
Gefahren für die innere und äußere Sicherheit durch die Anwendung ionisie- 
render Strahlen; 

• Einrichtung eines zentralen Registers beim Bundesamt für Strahlen- 
schutz, in das insbesondere die eindeutige Identifizierungsnummer der 
hochradioaktiven Strahlenquelle und deren technische Eigenschaften, ihr 
Aufenthaltsort, Angaben über die Genehmigung und den Inhaber der hochra- 
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dioaktiven Strahlenquelle sowie über Fund und Verlust hochradioaktiver 
Strahlenquellen eingetragen werden; 

• Ergänzung der Strahlenschutzverordnung um Regelungen zur Prüfung, 
Rückgabe und Genehmigungspflicht für die Einfuhr und die Ausfuhr derar- 
tiger hochradioaktiver Strahlenquellen aus bzw. in Staaten, die nicht der Ge- 
meinschaft angehören; 

• Ausweitung der atomrechtlichen Deckungsvorsorge auf alle hochradio- 
aktiven Strahlenquellen; 

• Beschränkung der Anwendung der Atomrechtlichen Abfallverbringungs- 
verordnung auf solche hochradioaktiven Strahlenquellen, mit denen nicht 
mehr umgegangen wird und die als radioaktiver Abfall entsorgt werden 
sollen. 

Annahme des Gesetzentwurfs - Drucksache 15/5284 - in der vom Ausschuss 
geänderten Fassung, durch die einzelne Bestimmungen in Artikel 1 (Änderung 
des Atomgesetzes) und in Artikel 2 (Änderung der Strahlenschutzverordnung) 
modifiziert bzw. neu gefasst wurden (siehe Beschlussempfehlung). 

Einstimmige Annahme in geänderter Fassung 

C. Alternativen 

Annahme des Gesetzentwurfs in der Fassung eines von der Fraktion der CDU/ 
CSU vorgelegten Änderungsantrags (siehe Bericht). 

D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf- Drucksache 15/5284 - mit folgenden Maßgaben, im Übri- 
gen unverändert anzunehmen: 

1. Artikel 1 Nr. 2 § 12d Abs. 3 und 4 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Lesenden Zugriff auf das Register haben die nach § 22 Abs. 1 und 3, 
§§23 und 24 zuständigen Behörden, das für die kemtechnische Sicherheit 
und den Strahlenschutz zuständige Bundesministerium, das Bundesamt für 
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe, das Bundeskriminalamt, die 
Landeskriminalämter, die Grenzschutzdirektion, das Zollkriminalamt sowie 
die Verfassungschutzbehörden des Bundes und der Länder. 

(4) Auskünfte aus dem Register dürfen den sonstigen Polizeibehörden der 
Länder, den Zollbehörden, dem Militärischen Abschirmdienst sowie dem 
Bundesnachrichtendienst erteilt werden, soweit es für die Wahrnehmung der 
jeweiligen Aufgaben erforderlich ist. Satz 1 findet gegenüber Behörden an- 
derer Staaten mit vergleichbaren Aufgaben und gegenüber internationalen 
Organisationen Anwendung, soweit bindende Beschlüsse der Europäischen 
Union dies vorsehen oder dies auf Grund sonstiger internationaler Vereinba- 
rungen geboten ist.“ 

2. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

,5. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Befördemng von 

1 . Stoffen der in Anlage I Teil B genannten Art oder von Stoffen, 
die von der Anwendung von Vorschriften für die Beförderung 
gefährlicher Güter befreit sind, 

2. sonstigen radioaktiven Stoffen nach § 2 Abs. 1 des Atomgeset- 
zes oder Kernbrennstoffen nach § 2 Abs. 3 des Atomgesetzes, 
soweit diese nicht bereits von Nummer 1 erfasst werden, unter 
den Voraussetzungen für freigestellte Versandstücke nach den 
Vorschriften für die Beförderung gefährlicher Güter oder 

3. sonstigen radioaktiven Stoffen nach § 2 Abs. 1 des Atomgeset- 
zes oder Kernbrennstoffen nach § 2 Abs. 3 des Atomgesetzes, 
ausgenommen Großquellen im Sinne des § 23 Abs. 2 des Atom- 
gesetzes, 

a) nach der Gefahrgutverordnung See oder 

b) mit Luftfahrzeugen und der hierfür erforderlichen Erlaubnis 
nach § 27 des Luftverkehrsgesetzes 

bedarf keiner Genehmigung nach § 16 Abs. 1 oder keiner Anzei- 
ge nach Absatz la. Satz 1 gilt nicht für Großquellen im Sinne des 
§ 23 Abs. 2 des Atomgesetzes.“ 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la eingefügt: 

„(la) Die Beförderung von sonstigen radioaktiven Stoffen nach 
§ 2 Abs. 1 des Atomgesetzes, deren Aktivität je Beförderungs- 
oder Versandstück das lO’-fache der Freigrenzen der Anlage III 
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Tabelle 1 Spalte 2 nicht überschreitet, oder von Kernbrennstoffen 
nach § 2 Abs. 3 des Atomgesetzes, deren Aktivität je Beforde- 
rungs- oder Versandstück das 10^-fache der Anlage 111 Tabelle 1 
Spalte 2 nicht überschreitet, bedarf, soweit die Beförderung nach 
dem Gefahrgutgesetz und den darauf beruhenden Verordnungen 
erfolgt, keiner Genehmigung nach § 16 Abs. 1, wenn die Beförde- 
rung spätestens zwei Wochen vorher der zuständigen Behörde 
angezeigt wird. § 16 Abs. 3 gilt entsprechend. Die zuständige Be- 
hörde kann die Beförderung der in Satz 1 genannten Art unter- 
sagen, wenn 

1 . der Absender, der Beförderer oder die die Versendung und Be- 
förderung besorgende Person, ihr gesetzlicher Vertreter oder, 
bei juristischen Personen oder nicht rechtsfähigen Personenver- 
einigungen, der nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag 
zur Vertretung oder Geschäftsführung Berechtigte nicht zuver- 
lässig ist, 

2. Personen, die die Beförderung durchführen, nicht die für die 
beabsichtigte Art der BefÖrdemng notwendigen Kenntnisse 
über die mögliche Strahlengefährdung und die anzuwendenden 
Schutzmaßnahmen besitzen, 

3. gegen die für den jeweiligen Verkehrsträger geltenden Rechts- 
vorschriften über die Beförderung gefährlicher Güter verstoßen 
wurde oder, soweit solche Vorschriften fehlen, die nach dem 
Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorge 
gegen Schäden durch die Beförderung der radioaktiven Stoffe 
nicht getroffen ist oder 

4. der erforderliche Schutz gegen Störmaßnahmen oder sonstige 
Einwirkung Dritter nicht getroffen ist. 

Satz 1 gilt nicht für Großquellen im Sinne des § 23 Abs. 2 des 
Atomgesetzes.“ 

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Beförderung radioaktiver Stoffe nach Absatz 1 oder 
Absatz la bedarf keiner Genehmigung nach § 4 Abs. 1 des 
Atomgesetzes.“ ‘ 

b) In Nummer 8 Buchstabe a werden in § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 die Wörter 
„sie, soweit technisch möglich, sowie“ durch die Wörter „sie und“ ersetzt. 

c) In Nummer 12 Buchstabe a wird in § 68 Abs. la Satz 2 gestrichen. 

d) In Nummer 14 § 69a wird die Angabe „Buchstabe a oder b“ gestrichen. 

e) In Nummer 16 § 70a Abs. 1 werden nach der Angabe „§12d Abs. 2“ die 
Wörter „des Atomgesetzes“ eingefügt. 

f) In Nummer 19 wird folgender neue Buchstabe aO vorangestellt: 

aO) In § 1 16 Abs. 2 Nr. 1 werden nach der Angabe „§ 12 Abs. 2“ ein Kom- 
ma und die Angabe „§ 17 Abs. la Satz 3“ eingefügt. 

g) Die Nummer 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a werden in § 117 Abs. 3a bis 3c jeweils die Wörter „und 
deren Aktivität am . . . [einsetzen: Datum des Inkrafttretens des Arti- 
kels 2] so hoch ist, dass bei Berücksichtigung des radioaktiven Zerfalls 
die Aktivität am 31. Dezember 2007 noch die Werte der Anlage III 
Tabelle 1 Spalte 3a der Strahlenschutzverordnung überschreitet“ ge- 
strichen. 
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b) Buchstabe c wird wie folgt geändert: 

aa) In § 117 Abs. 21a Satz 2 werden die Wörter „Strahlenquellen nach 
Satz 1 , deren Aktivität am . . . [einsetzen: Datum des Inkrafttretens 
des Artikels 2] so hoch ist, dass bei Berücksichtigung des radioak- 
tiven Zerfalls die Aktivität am 3 1 . Dezember 2007 noch die Werte 
der Anlage III Tabelle 1 Spalte 3 a der Strahlenschutzverordnung 
überschreitet,“ durch das Wort „Sie“ ersetzt. 

bb) In § 117 Abs. 21b bis 21d werden jeweils die Wörter „und de- 
ren Aktivität am ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens des 
Artikels 2] so hoch ist, dass bei Berücksichtigung des radio- 
aktiven Zerfalls die Aktivität am 31. Dezember 2007 noch die 
Werte der Anlage III Tabelle 1 Spalte 3 a der Strahlenschutz- 
verordnung überschreitet“ gestrichen. 

h) Die Nummer 2 1 wird wie folgt geändert: 

1 . Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

,a) In der Erläuterung zur Spalte 1 werden die Buchstaben c und d wie 
folgt gefasst: 

„c) „**)“ Uran in der chemischen Form UO3, UF4, UCI4 und sechs- 
wertige Uranverbindungen, 

d) „***)“ Uran in allen nicht unter **) genannten Verbindungen.“ ‘ 

2. Buchstabe b wird wie folgt geändert: 

a) In Anlage III Tabelle 1 Spalte 1 wird bei dem Nuklid „Hg-195m+“ 
die Angabe „anorg./org.“ gestrichen. 

b) In Anlage III Tabelle 1 Spalte 1 werden bei dem Nuklid „Hg- 197m“ 
die Wörter „org.,anorg.“ gestrichen. 

c) ln Anlage III Tabelle 1 Spalte 10a wird für das „Radionuklid 
Sb-125+“ die Angabe „E+1“ gestrichen. 


Berlin, den 15. Juni 2005 


Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 


Dr. Ernst Ulrich von Weizsäcker Martina Eickhoff 

Vorsitzender Berichterstatterin 


Dr. Rolf Bietmann 

Berichterstatter 


Dr. Antje Vogel-Sperl Birgit Homhurger 

Berichterstatterin Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Martina Eickhoff, Dr. Roif Bietmann, Dr. Antje Vogei- 
Speri und Birgit Homburger 


I. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung - Drucksache 
15/5284 - wurde in der 172. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 21. April 2005 zur federführenden Beratung 
an den Ausschuss für Umwelt, Natursehutz und Reaktor- 
sicherheit und zur Mitberatung an den Innenausschuss, den 
Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung sowie 
den Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen- 
abschätzung überwiesen. 

II. 

ln Deutschland werden ca. 10 000 umschlossene hochradio- 
aktive Strahlenquellen u. a. zur Tumorbestrahlung, bei der 
Materialprüfung und in der Forschung verwendet; der Um- 
gang mit ihnen wird durch umfangreiche Sicherheitsbestim- 
mungen geregelt. 

Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, das vorhandene Kon- 
troll- und Sicherheitssystem für diese Strahlenquellen durch 
zusätzliche verbindliche Regelungen zu verbessern und ihre 
Verfügbarkeit für eine eventuelle zweckentfremdete Ver- 
wendung möglichst wirkungsvoll zu beschränken. Er dient 
der Umsetzung der Richtlinie 2003/1 22/EURATOM des 
Rates vom 22. Dezember 2003 zur Kontrolle hochradio- 
aktiver umschlossener Strahlenquellen und herrenloser 
Strahlenquellen in nationales Recht. Ferner soll den Emp- 
fehlungen des Verhaltenskodexes der Internationalen Atom- 
energie-Organisation (IAEA) zur Sicherheit und Sicherung 
radioaktiver Strahlenquellen sowie des zugehörigen lAEA- 
Leitfadens für den Import und Export radioaktiver Strahlen- 
quellen Rechnung getragen werden. Zur Verwirklichung der 
vorgenannten Zielsetzungen sollen die Vorschriften des 
Atomgesetzes, der Strahlenschutzverordnung, der Atom- 
rechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung und der Atom- 
rechtlichen Abfallverbringungsverordnung geändert wer- 
den. Wesentliche Änderungstatbestände sind: 

• Erweiterung der Zweckbestimmung des Atomgesetzes 
um den Schutz vor Gefahren für die innere und äußere 
Sicherheit durch die Anwendung ionisierender Strahlen; 

• Einrichtung eines zentralen Registers beim Bundesamt 
für Strahlenschutz, in das insbesondere die eindeutige 
Identifizierungsnummer der hochradioaktiven Strahlen- 
quelle und deren technische Eigenschaften, ihr Aufent- 
haltsort, Angaben über die Genehmigung und den Inha- 
ber der hochradioaktiven Strahlenquelle sowie über Fund 
und Verlust hochradioaktiver Strahlenquellen eingetra- 
gen werden; 

• Ergänzung der Strahlenschutzverordnung um Regelun- 
gen zur Prüfung, Rückgabe und Genehmigungspflicht für 
die Einfuhr und die Ausfuhr derartiger hochradioaktiver 
Strahlenquellen aus bzw. in Staaten, die nicht der Ge- 
meinschaft angehören; 

• Ausweitung der atomrechtlichen Deckungsvorsorge auf 
alle hochradioaktiven Strahlenquellen; 


• Beschränkung der Anwendung der Atomrechtlichen Ab- 
fallverbringungsverordnung auf solche hochradioaktiven 
Strahlenquellen, mit denen nicht mehr umgegangen wird 
und die als radioaktiver Abfall entsorgt werden sollen. 

III. 

Der Innenausschuss hat einstimmig empfohlen, den Ge- 
setzentwurf- Drucksache 15/5284 - anzunehmen. 

Der Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung hat 

einstimmig empfohlen, den Gesetzentwurf - Drucksache 
15/5284 - in der Fassung des Änderungsantrags der 
Fraktion der CDU/CSU (s. Anlage 2) anzunehmen. 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfol- 
genabschätzung hat mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen 
der Fraktion der CDU/CSU empfohlen, den Gesetzentwurf 
- Drucksache 15/5284 - in der Fassung der von den Frak- 
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN vorgelegten 
Änderungsanträge (s. Anlage 1) anzunehmen. Er hat die 
Änderungsanträge der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN (Anlage 1) mit den Stimmen der Fraktionen 
SPD, BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktion der CDU/CSU angenommen. 

IV. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat den Gesetzentwurf- Drucksache 15/5284 - in 
seinen Sitzungen am 1. und 15. Juni 2005 beraten. 

Zu der Beratung des Gesetzentwurfs am 15. Juni 2005 
haben die Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DlE 
GRÜNEN mehrere Änderungsanträge mit einer Begrün- 
dung der im Einzelnen beantragten Änderungen vorgelegt 
(s. Anlage 1); diese modifizieren die im Gesetzentwurf 
vorgesehene Fassung von § 12d Abs. 3 und Abs. 4 des 
Atomgesetzes (s. Artikel 1 Nr. 2) sowie eine Reihe von 
Bestimmungen des Gesetzentwurfs zur Änderung der 
Strahlenschutzverordnung (StrlSchV), insbesondere zur 
Änderung von den §§17, 117 und Anlage 111 StrlSchV 
(s. Artikel 2, Nr. 5, 8, 12, 14, 16, 20 und 21). 

Des Weiteren lag dem Ausschuss ein Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU zum Gesetzentwurf vor (s. Anlage 2); 
dieser wurde in die Beratungen des Ausschusses am 1 . Juni 
2005 eingebracht und beinhaltet eine Neufassung von den 
§§ 16, 17, 19, 20 und 21 StrlSchV mit einer jeweils angefüg- 
ten Begründung. 

Die Fraktion der SPD erläuterte den Hintergrund sowie die 
Zielsetzungen und wesentlichen Inhalte des Gesetzentwurfs. 
Sie wies ferner daraufhin, dass die Bundesregierung in ihrer 
Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundesrates die Ein- 
wände des Bundesrates weitgehend berücksichtigt habe; dem 
werde mit den von den Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN vorgelegten Änderungsanträgen zum Gesetz- 
entwurf Rechnung getragen (s. Anlage 1). Insofern werde um 
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die Zustimmung zu dem Gesetzentwurf nach Maßgabe der 
Änderungsanträge der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gebeten. 

Die Fraktion der CDU/CSU unterstrich die Notwendigkeit, 
die Kontrolle hochradioaktiver Strahlenquellen zu verbes- 
sern und die Möglichkeiten ihrer unsachgemäßen und miss- 
bräuchlichen Verwendung einzuschränken. Unstreitig sei, 
dass Bund und Länder an einer zügigen Verabschiedung des 
Gesetzes ein großes gemeinsames Interesse hätten. Aller- 
dings habe es Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich des 
Umfangs der Anzeigepflichten und der entsprechenden 
Kompetenzen des zentralen Registers beim Bundesamt für 
Strahlenschutz gegeben; die Länder hätten in diesem Zu- 
sammenhang ihre Befürchtungen gegenüber einer Auswei- 
tung der Bürokratie und einer generellen Anzeigepflicht für 
die Beförderung radioaktiver Stoffe bei einer Überschrei- 
tung bestimmter Freigrenzen zum Ausdruck gebracht. Bun- 
desregierung und die Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN hätten den Einwänden der Länder im We- 
sentlichen Rechnung getragen. Die Änderungsanträge der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wichen 
inhaltlich nur wenig von den von der Fraktion der CDU/ 
CSU beantragten Änderungen ab, allerdings halte man den 
eigenen Änderungsantrag u. a. in materiellrechtlicher Hin- 
sicht für klarer formuliert. Daher werde der Änderungsan- 
trag der Fraktion der CDU/CSU aufrechterhalten. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN begrüßte die 
Zielsetzung des Gesetzentwurfs, die Kontrolle über hochra- 
dioaktive umschlossene Strahlenquellen zu verbessern. Es 
gelte die ihm zugrunde liegende Richtlinie 2003/122/EU- 
RATOM zügig und fristgerecht im Verhältnis 1 : 1 umzuset- 
zen; mit der anstehenden Verabschiedung des vorliegenden 
Gesetzentwurfs werde dem entsprochen. Wie die Dis- 


kussion zeige, bestehe in der Sache zwischen Koalition und 
Opposition weitgehende Übereinstimmung. Das von den 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorge- 
legte Paket an Änderungsanträgen entspreche inhaltlich der 
Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme 
des Bundesrates und trage damit den Einwänden des Bun- 
desrates Rechnung. 

Die Fraktion der FDP hob hervor, man befürworte wie die 
anderen im Ausschuss vertretenen Fraktionen die Zielset- 
zung des Gesetzentwurfs, die Kontrolle über hochradioak- 
tive umschlossene Strahlenquellen zu verbessern und damit 
mehr Sicherheit in diesem Bereich zu schaffen; insofern 
werde der Gesetzentwurf begrüßt. Allerdings gelte es die 
vorliegenden Änderungsanträge zu berücksichtigen. Inhalt- 
lich befürworte man vorrangig den Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU. Sollte dieser jedoch im Ausschuss 
keine Mehrheit finden, werde man die von den Fraktionen 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorgelegten Ände- 
rungsanträge unterstützen und einem entsprechend geänder- 
ten Gesetzentwurf zustimmen. 

Der Ausschuss beschloss mit den Stimmen der Fraktionen 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP, den Änderungs- 
antrag der Fraktion der CDU/CSU (Anlage 2) abzulehnen. 

Der Ausschuss beschloss einstimmig, den Änderungsantrag 
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
(Anlage 1) anzunehmen. 

Der Ausschuss beschloss einstimmig, dem Deutschen 
Bundestag zu empfehlen, den Gesetzentwurf - Drucksache 
15/5284 - in der vom Ausschuss geänderten, in der Be- 
schlussempfehlung wiedergegebenen Fassung anzunehmen. 


Berlin, den 15. Juni 2005 


Martina Eickhoff 

Berichterstatterin 


Dr. Rolf Bietmann 

Berichterstatter 


Dr. Antje Vogel-Sperl 

Berichterstatterin 


Birgit Homburger 

B erichterstatterin 
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Änderungsanträge 

der Rakthen der 3D und BUND1SK99DE GRÜNEN 
n 

dem Gesetentwurfler Bundesreg^ng 

Entwurf eines Gesetzes zur Kontrolle hochradioaktiver Strahlenquellen 
BlDrs.1S284 


1 ■ 7 ul Arkel Nr2 ^ 12d Ab3und 4 AtGl 

4 Arkel Nr2 werdend §12d ch Abfe 3und 4 "vä^t gefsst: 

^Lesenden Zagfiuflas Re^er haben ch nach §22 Alsl und ^23und 24 
zistängen Behädendas if ch kerntechmche Sherheüund den ärahdnschutz 
zistäicge Bundesmüteiimdas Bundesamt tf Be-^erungsschutzund 
Katastrc^en^as Bundeskihiadmtfh l_andeskim^ter(h 
Grenxchutzfekthdas Sidriadmt so« ch Verfssungsschutiehäden des 
Bundes und der Lmder. 

4)Ausküilfe aus dem Re^er düdh den sois^en Hehäden der Läiderden 
fflhffdendem N ftic hen Abschinchnst scm dem Bundesnachohtenchnst 
erthiverden^ovedestf ch W ahrnehmung derg-v^n Angaben eiifdecihat. 
ätzlriflet gegenther Behäden anderer Staaten ntirerghhlaren Angaben und 
gegeniherriternath^ Orgaidathen Anwendung^ovedüdende Bescbüse der 
Brrc^hen Unh chs wsehen der chs auGrund sais^eriiternathdr 
Veraibirungen gebttendt 
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Begihdng 

IMncfenn^^emAntra^SuiobBatekeiiuigidntp&tobr 

Ge^nä&nn^ßuicfeBegnng 

NetenfeirGeetzntwuffiBuiobEegnit^teU^ls 

äftreä^ehenetBehäobdpenobi^^ie 

zntraldfe^hatedjemiüanobkmaläntai, 

Verfki^ütehäobnoBuniSäicibriBAd 

Greniulifekim<Eilkmalamleen(feiZ^^e^r 

erhalten. 

VoinHiterguidKveltwaEiterroIfceiBeddiui^^dr 

Tataii(ipuicfeBep®eü4ilandIffiieseltwaEiGe- 

dhrenrauneaizBhitinc^idifchäctifeaiobr&i 

VerAhtileiali'd&'atimtanarerBerafiiinelle^iknlf 

adnRe^rDräiflÖQ-cferuigaiiibni^niiaiieiBelflnp 

xfe^nabscBobiinenmiibrnoBuniiBäKferialM^nd 

enfdrMBelönjfi^ßedhrenfeseltwdi^endhrerro 

HisBfliibftdfratffin^eheiwii 
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2. Zu Artikel 2 Nr. 5 1§ 17 Abs. 1, la und 2 StrlSchVl 

Artikel 2 Nr. 5 wird wie (fg gfsst: 

5. § 17 wird wie ig Rädert: 

a) Absatzl wird wie ig gfsst: 
j(l) Die Be$derung\oi 

1 . St& der in Anla^ ffeil B ^nannten Art oder -«ii St&, die "«ii der 
Anwendungder Vaschrilfentf die Be$derungg£rlicher Güer bofeit 
sind, 

2. soisti^n radi(akti\en St& nach § 2 Abs. 1 des Aton^setes oder 
Kembrennstfc nach § 2 Abs. 3des Aton^setes, soveit diese nicht bereits 
■tfn Nummer 1 erfsst werden, unter den Vaaussetzm^nif dei^stellte 
Versandstücke nach den Vaschrilfenif die Be$derungg£rlicher Güer 

oder 

3 soisti^n radi(akti\en St& nach § 2 Abs. 1 des Aton^set^s oder 
Kernbrennstfc nach § 2 Abs. 3des Atan^set^s, aus^nonmen 
Grcfigellen im Sinne des § 23Abs. 2 des Aton^setes, 

a) nach der Gedhrgit\eradnungSee oder 

b) mit lulShrKu^n und der hierif eiifderlichen filaubnis nach § 27 des 
Lutferkehrs^setes 

bedarfeeiner Genehmigingnach § löAbs. 1 oder keiner An^i^ nach Absatzl a. 
Satzl glt nichtif Grcfigellen im Sinne des § 23Abs. 2 des Aton^setes.“ 

b) Nach Absatzl wirdd^nder Absatzl a eingi|: 

lla) Die Bedderung\oi soisti^n radicaktiAcn St& nach § 2 Abs. 1 des 
Aton^setES, deren Aktigtig Bedderung-oder Versandstück das 10 fehe 

der Ireigen^n der AnlagFabelle 1 Sjalte 2 nicht tberschreitet, oder -tfn 
Kembrennstfc nach § 2 Abs. 3des AtongsetKS, deren Aktivtig 
Bedderung-oder Versandstück das 10 fehe der AnlagFabelle 1 Sjalte 2 
nicht überschreitet, bedar/soveit die Bedderungnach dem Gedhrgitgsetzund 
den daraufceruhenden Veradnungn eidg j_keiner Genehmigingnach § 16 
Abs. 1, wenn die Bedderungsplestens wei W Gehen wher der zistädign 
Behdde ang^ig wird. § 16Abs. 3glt entspechend. Die zistädig Behäde 
kann die Bedderungder in Satzl gnannten Art untersagn, wenn 

1 . der Absender, der Bedderer oder die die Versendungund Bedderung 

besagnde Ibrsai, ly* oder, beiyristischen Ibrsoien 

oder nicht rechts£ign Ibrsaienbereinigngn, der nach Geset? Satzing 

oder GesellschatSbertragzir Vertretungoder GeschSfirungBerechtige 
nicht ziberläsigist, 

2. Ibrsoien, die die Bedderungdurchfiren, nicht die d die beabsichtige Art 
der Bedderungnüwendign Kenntnisse über die migiche 
Strahleng£rdungund die anziwendenden Schutmaßiahmen besit^n, 

3 ggn died dengweilign Verkehrstrgr gltenden Rechtsvrschrilfen über 
die Bedderunggfirlicher Güer lerstcfen wurde oder, soveit sdche 
Vffschritfen Allen, die nach dem Stand loi W issenschatfund Technik 
eidderliche Vasag ggn Schälen durch die Bedderungder radiiaktiien 
Stf nicht gtrAi ist oder 
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4. der erforderliche Schutz gegen Störmaßnahmen oder sonstige Einwirkung 
Dritter nicht getroffen ist. 

Satz Igilt nicht fir Großcpellen im Sinne des §3Ab. 2des Atomgesetzes.“ 


c)Alsatz 2wird wie folgt gefasst: 

55 Die Beförderung radioakti\er Stoffe nach Abatz loder Abatz h tedarf 
keiner Genehmigung nach §4 Ab. Ides Atomgesetzes.“ 


R)lgeäiderung: 

4 §ll6Ab. 2Nr. 1 werden nach der Angate ,§12Ab. 2‘ein Komma und die Angate 
,§ lAb. la Satz 3‘eingefygt. 


Begrüidung: 

Tu Buchstaten a hs c «^17 Ab. Da und 2 

Die Änderung trgt einem Antrag des Bundesrates Rechung und entspricht der 
Gegenäißerung der Bundesregierung. 

Soweit die staatliche Kontrolle der Beförderung v)n hochradioakti\en 
Strahlencpellen tereits Gegenstand einer Anmeldepflicht im Sinne des Artikel 3 
Nr. lin Verbndung mit Artikel 2Ab. Ider Richtlinie SEURAIÖM v)m 
B M ai IBfisttedarf es nach Auffassung der ET Kommission keiner ejpiiziten 
Genehmigungspflicht fä deren Beförderung wie sie im Gesetzentwurf der 
Bundesregierung in Artikel 2Nr. 5\orgeschlagen wurde. Bei einem Verzicht auf 
die Genehmigungspflicht ist daher eine Anmeldepflicht im Sinne der o.g. 
Richtlinie in R)rm einer Anzeigepflicht in die Verordnung aufzunehmen. 

Zur R)lgeäiderung 

M it der Rlgeäiderung wird die Sanktionierungsmöglichkeit tei Verstoß gegen 
die in §FAb. la Satz 3neu geschaffene Möglichkeit der Untersagung 
geschaffen. 


3. Zu Artikel 2 Nr. 8 Buchstabe a (§ 22 Abs. I&tz2 Nr. lärlS;hV) 


iArtikel 2 Nr. 8 Buchstabe a werobnin§ 22 Abs. Iätz2 Nr. Ide W ater ^ie^oiveit 
techrisch m(gich^avie“dirch de W äter ^ie undbrsetf. 


Beafahtg 

Die Änferutgtrg einem Aitragobs Bunobsrates Rechutgundeitspricht obr 
Ge^iiilbrutgobr Bunbsregerutg 

Eie Kemeichiuigist schoimch § 6B Abs. h lur dmenfcbrlichpvemsie 
techrisch migich ist. 
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4. Zu Artikel 2 Nr. 12 Buchstabe a (§ 6BAbs. la &tz2 ärlSbhV) 
iArtikel 2 Nr. 12 Buchstabe a wirdätz2 in§ öBAbs. la ^strichen 


Beaririitg 

Die Änferutgtrg eiiem Aitragobs Bunfesrates Rechutgundeilspicht obr 
Ge^iiilbrutgcbr Bunfesregerutg 

Der ätz hat keinen ei^istäd^n Re^lutg^halt. Die Zustäd^eit obs 
Bunbsamtes if Srahleischutzif de Verübe -tfiidbitiifiErutgnimmern 
wirdbereits in§ 23Abs. 3Nr. 3AtG (Artikel 1 Nr. ^re^lt. Da goiniäüch 
erlaubt ist, was rieht \erbcten ist jeam sich obr änpffteur einer rieht mit einer 
dbrtiifiErutgnjmmer versehenen Quelle auch dine dese Re^lutg von 
Bunbsamt if ärahleischutzeine dbanfierutgmmmer ziteilen lassen Der 
lall ditfe dinehinsehr seltenseiqk eine Verbritgitgmch § 20und§ 22 Abs. 

1 ätz2 ärlähV dinehinmr if ^kemeichnete Quellenmigich ist undde 
dbrtiifierutgnimmemaus ärahleischutgüibninaller Re^l von Hersteller 
au^bracht werobn müsepibr dm auch ^eich eine ei^ne Nummer 
aulfritgn kam Ene Bücht, dböii6erutgmmmern ds Bunbsamtes if 
ärahleischutz zi verwenbp besteht (auch tf (butsche Hersteller) rieht. 
Aulbrobm ist rieht ersichtlich, warum de Re^lutg auf ds 
Verbritgnaus einem NichtMit^iedtaat beschräet ist und an ein Genehmi- 
gitgenfdrris ^krijtf ist. Sdlte ein tipirteur tf eine aus einem Mit- 
^ie(itaat zi verbritgnb Quelle, de aus ir^nbinem Grund nach keine 
dbitiifiErutgmmmer veii|pine sdche beriti^iipdlte er sich ebeidlls an 
ds Bunbsamt tf ärahleischutzwenbnköBBn 


5 . Zu Artikel 2 Nr. 1 4 (§ 69a StrlSchVl 

iArtikel 2 Nr. 14 wirdin§ 69a de At^te ßuehfiate a osbr N^dichen 


Begiidirg 

Die Änbrutgtrg einem AriragdsBunübsatesRechutgunderip-icht dr 
Ge^iiilbruigdr BunbBegerutg 

Durch de Bezigahme auf 3 Als 2 Nr. 36 BuchSate a undbwirdde 
Verbitgitgimerhalbdr Gemeimhatfau^nrnmen Dieswird dzidrep 
dsdigri^dr eine Quelle tB. voiRaikreich mch Deutßhlandverbitg, 
des rieht zirücknehmenmdewdil ater>vemer se ausdr Schweiz 
imprtiert hat. Die Richtlirie 2(II2MIRAIÖM re^lt inArtikel 6 Buchfiate 
e de Bücht dsBekzrde au^deöe Quelle andnEefraöen 
zirückzi^tei^neine anerkante Stelle alzi^tenofbr aneinenanbren 
zi^lasnBekKr weiterzi^ten Diesierpichtet de M it^ie(iaatenzvar 
wdil rieht uitedtgpine Rückmhmep'cht dsEefraöenftolegp 
datg d anbre Rück^temigichkeitenerdn W irdnallerdtganbre 
M itgieciaatende Rückmhmepicht aushlieflichif Eefraöen(undricht, 
wie in§ 69a w^ehei^uchtf Herteller) fsle^i^väe eindutsher 
Bek^r einer auseinem M itgie(iaat verbachtenQuelle ineinen 
Rück^temigichkeitenfiark eitgehräd. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-13- 


Drucksache 15/5719 


6. Zu Artikel 2 Nr. 16 (§ 7Qa Abs. 1 StrlSchV) 


iArtikel 2 Nr. 16 werobnin§ 70a Abs. 1 mch obr At^be ,§ 12dAbs. 2“de W äter 
jgbs Atan5setes“eitgi|. 


Begüriirg 

Klarstellutgobs Bezi^s. 

Die Änferutgtrg eiiem Aitragobs Bunfesrates Rechutgundeilsfricht obr 
Ge^iiilbruigcbr Bunbsregerutg 


7. Zu Artikel 2 Nr. 20 Buchstabe a und c (§ 117 Abs, bis 3b und 21a bis 2 Id ärlSbhV) 

Artikel 2 Nr. 20 wird wie (fg Rädert: 

a) 4 Buchstabe a werden in § 117 Abs. i bis igweils die W äter ,pnd deren Aktivti 

am ^insetEnDatum des ikratSretens des Artikels 2^ohffih istdass bei 
Berücksichtigingdes radi(akti\en Zerflls die AktNti am 1 De^mber 2007 
noch die W erte der Anla^Fabelle l^lte i der ärahlenschutaeradnung 
ü)erschreitet“ 5 strichen. 

b) Buchstabe c wird wie 4g Rädert: 

aa)4 § 117 Abs. 21a ätz2 werden die W äter ^rahlencgellen nach ätzberen 
Aktivti am ^insetenDatum des ikratSretens des Artikels 2^ohffih istdass 
bei Berücksichtigingdes radi(akti\en Zerflls die Aktivti am 1 Dezmber 
2007 noch die W erte der Anla^Iabelle 1 ^Ite i der 
ärahlenschutaeradnungiberschreitebdurch das W at 3e“erset4. 

bbpi § 117 Abs. 2 b bis 2 Id werdengweils die W äter ,pnd deren Aktivti am 
linset^nDatum des äkratffretens des Artikels 2^ohGEh istdass bei 
Berücksichtigingdes radi(akti\en Zerflls die Aktivti am 1 De^mber 2007 
nach die W erte der Anla^Iabelle l^lte i der Srahlenschutaeradnung 
iberschreitet“ 5 strichen. 


Begändung 

Die Änderungtrg einem Antragdes Bundesrates Rechungund entsgicht der 
Ge^niilbrungder Bundesregerung 

Der Enschub ist ibeilßsigundfct bei den Srahlecgellendie ihre E^nschatf 
als hGEhradi(akti\e Quellen bereits vr dem 1 De^mber 2007 \erlierendazi, 
dass die Über^ngvrschrilfen nicht anwendbar sind. 
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8. Zu Artikel 2 Nr. 21 Buchstabe a (Anlage IIP 

In Artikel 2 Nr. 21 wirdBuchstabe a wiecfgt gefsst: 

In obr B-läiterung m ^Ite 1 werobn de Buchstaben c unddwie igt gefsst: 

,q) Uran in obr chemischen Rrm UO sUF 4JCL 4 undsechswertige 
Uran^erbindingen, 

4 Uran in allen nicht unter genannten Verbindingen.“ 


Begrinding: 

Die Änobrung trgt einem Antrag obs Bunobsrates Rechung undentspicht obr 
Gegenäilbrung obr Bunobsregierung. 

Durch de Neufssung obr Anlage III Tabelle 1 entdllen de bisherigen 
Buchstaben c unddobr &läiterung n ^Ite 1 obr Tabelle 1 ärlSbhV. 


9. Zu Artikel 2 Nr. 21 Buchstabe b (Anlage III Tabelle 1 Spalte IQa Radionuklid Sb-125+1 

In Artikel 2 Nr. 21 Buchstabe b wird in Anlage III Tabelle 1 Spalte lOatf das 
^ladionuklid Sb-125+“die Angabe UN “gestrichen. 


Begrindung: 

Die Änderung tr^t einem Antrag des Bundesrates Rechung und entspricht der 
Gegenäilbrung der Bundesregierung. 

Bereinigung eines redaktionellen lehlers. 


10. Zu Artikel 2 Nr. 21 Buchstabe b (Anlage III Tabelle 1 Saite 1 Radoiukliob HglSn. 
HgI9inI 

Artikel 2 Nr. 21 Buchstabe b wirdwie (fgt geäiobrt: 

a) In Anlage III Tabelle 1 ^Ite 1 wirdbei obmNuklidUgl3nT‘de Angabe 

#na'gdg.“gestrichen. 

b) In Anlage III Tabelle 1 ^Ite 1 werobn bei obm NuklidUgl®ti“de W äter 

,ggapag.“gestrichen. 


Begrinding: 

Die Änobrung tr^t einem Antrag obs Bunobsrates Rechung undentspicht obr 
Gegenäilbrung obr Bunobsregierung. 

Dagob chemische Verbinding einschlieflich obr Hement-ierbinding selbst 
ffganisch ofbr anaganisch ist (undauch alle AuHfetensifmen gemeint sind- 
soist wirob ein Tabelleneintrag if de soistigen Rrmen flileni^t obr Zusatz 
ibeilssig. Da des ds einige Autfeten obr Abküzingen ,gg."und#nag"in 
(br Tabelle warjst eine Uläiterung in obr Begrinding zir Tabelle ibedäsig. 
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Anlage 2 

Änderungsantrag 
deiFraktirdeiCDUICSU 

zum 

G esäfflt/ufeßu ixteaBep ng 

EntwuiäiesGesetssajtKontrdiochradiaMieiStraKInciufllln 
DräSZM 

DoDeLhhe Bu nctedg mqcp beaäftai 
rtWE -ÄnctangcbSöiaäxäNfiorhjixi- 
lüdgieiJe^zu äxbn 
§16vdve^t^ 

,§8S en e hmg u n gs bed if^eBefirde ru n g 


Deutscher Bundestag 

Aussdius^tUm wdljatursdiutzind 
ReaMorsdherheH 
1SVP 

AussdxissdrudsachdS|£J79heu 


t!;WV asa5^a±ÄSffrHh§2AtdcfesAlmcp9äesocfeKartBTtf 
naln § 2 AbsS (te AImcpgäesajiBi octeteÖiteucpl^ 

Väöwecpi bsfc^tHÄG aTdrnjj ngwam 

1hmo^a±öiSffirBii§2Abs1 ctesAImcpaäesdJR 
§B#feancßocfeVeBaxäjccte10 ähecfeB^aicteA^II 

Tclebl S|^2übesl4li 

2bä<artEnitfi nah § 2 AbsS cfesAImcpgäesd jpt 
BätoncpocbVesaxiatkcbBlO IbnecbAii^lfel^ S|ä2 

übesl^li 

Sesdium ffiGcßqjeöi SrEcfes§23AbE2cfesAlmcp9äeshaxlö 
ocfa' 

4äBdifeaix|dtHhcbTi GdxtMfennc^pgä undcfeicbnjf 
beo haxbi Vandij ncpi ^ 

^ G aTdrnjj rg aöiöi ajdn ajö "Bei ^ BÄfea ncßitpxp 
oc^cbtÜNäugät^ VädwecßniB 
33A/iid9B "Bei Ice U mcax^pndrt^ ng 
BäBincpiogaigzuaileTipihffiTi At^pmeaäx^ 
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QhMBÜrabTßavIü § 1 N2 l34ctesAlmcp9teb^rö2Wede 
rttedpcpitfHTEEGa'eTnjrgrH±i§4AbBl cfesAImcpgtelandi 
adi afe cp'örnjjx^ae^ffßdifen^ ajsttSff nah Ate 
aöleT 3 aA/fedi un cbTBÖmBÄörcßiq^haTlÖwifeatie 
Böici^^Ga'eTnjrgnahAbBl d14ä' 

lllGöGa'eTn^leTicteTi Abaax^^ BäteoteteTig^liliatei 
(tes übern ni|Ö Vemlrg octeßdifemg 2 J besapiCö B®ä rn uxpi ctes 
Ga'örnjrc^aeahEbBdbeife^uäTrgceBÄörgajhv^ BÄfeg" 
cterftBilebBcteG a'örnjjx^j beai*r 

4)B6i::^6äärc^ Ai§irg creiK actilbe^ Abdfes 
G a'ÖTnjrc^aeaheb nlihBTffi 
G a'örnjrc^aeahEbäMä ArfkÄT^ Bäiäfe afecbi \a1^ 

Bee^ a.^'ä^ \ci^1 

§17vtive§t^ 


„§ 17 Anzeigepflichtige Beförderung, Ausnahmen 


\}N 0teGa-#nijrgnati§16Abs1 bac^EÖ Bätarg qsäÖTsavä 
Wabai\drHtfe2#T^BäTafea'a.^T§16AbE2 Sä2tt^KiiaTl 
CöaäT^BdtitelenäBdifecrgnahSäl LttepTJvaTiä 
Vcasaärcpicfes§18Absi1 N/1 öSofeSdll 

?)BfeGa'dTTigjgrBjn§4Abs1cbsAlrTicp9teocfe§ 16AbBloctera- 
Ar^nah§17Sd1 bacfedfäBdifecrgvTi 

1Sffi (±ri Ai^ flB cpiaT*41ie\cn SffidvTicfe' 

ArvvaxLrg cbVctfiähd Bäfeog cptteG ijttÄl 
2an^adstti3iinah§2 Aber! cbsAhncpateoch' 
KarbEmtfinajn§2 AbeScbs Almepate 

uiteVcasaärcpiipfll/eBaxälenahctei 
Vctfitä Bähtrg c^iaG 
b) rHh(M3dg5feo[hJX|Seeocb' 
rrläfaxpiuxlcte1äöBEnabEirB±i§27(te 
LtUe^pate 

siiesdidlm Gtßcjteh SrB(te§23AbE2 cbsAImcpateharB 
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:^;WVaaMfeLg3BBOcteötiPKenTi8ilrh SrecfaAi^lM3s 
1 Nöim Alrncp9ä±lb#:ytrel#rM3a'äTnjrgi^§16/^ 2^ 
bec&ii^tilsÄbi Natwacfeööm VcRjplhd 
^cpfeSdna:teiaB^^|lfcßirBii§4DAbBl cfeAlmcpgte 
2J äqcpi hgö KarmÄitBdifenxi ocfeWÄsteng rutfen 
übarörn aTJvarltn ^gfeBegdngj^cfeöT^BdtifecöiH' 
\cg^*j±eBdiäVcBp(M^eBTi|dtn Karmalrübe^uti 
aöB^cpfeSdiafaiaEsä^lIfcpTh ZLBan m aiia^ rrtfe' 

Bäkrg oMV disfikrig edlt 

RedlctfiüBd Bäkrg 

c^IbG ifibtei LTteßlt 


FcfeäxtaxBi 

Nadn § 116 Abs. 1 Nr. l^xfeN/laeail^ 
laadpcßi § 17 Absl ^ Ar^ dtUjfcrbidbpll 
§ 116 Abs.2Nr. 1 vdve^^ 
l£BrttBmArTihj^najn§12AbE2§17Abs Sä3 ocb§74Abs1 
Sdl Ewönatfi 


Becprlra 

Ebaiaa ve d Eiop'HJbeBÄcbi Vägj^ ads^^ 

äfen d g 16fe awaxliKtfe Nedearg ciTHtläÄrrbrg 
cpcßTjbsrfett Red^ uxl (±ri (M3 ecp^ällarg cbßuxfeaBElrg ii cd' 
afcpdTnecfesBLn±^\icrn 18Mä2]05\fl^sl±p^Ärctergffi 
VctfixiBdikrg adsdEf dd chb^ vd d 
Neiegd^ 


Zu§16 

§ 16 Abs 1 3±ti cbadftarl d cp'drnjrapf Bdcbrg 

wisUrQKä 


Zu^17 

§ 17 cgöd a'Kjp Bdifecrg uxl dEäeö ALBnehnai \icn eb" 

Gebrngj^ ocb' Arffiji|lf iBan m m Cö ür d Vdbi^ 

^tebi ReddcÄrübffd Bdcbrg c^Gifib'öai Lrtalt 
§ 17 Ate 1 Sä 3 übatimtri Ndt*' Rm d ri cb" Gecpüßarg cb" 
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BüThx^etttleUtte|Jxpn<g;feiNak/ai^#]9h Hä 
aöaÄiKcmpArairBti§19Abd3/'£ ixdrnäübafeltvöfeilaTi 


ZLfRteäxtan 

IVkteieeiF^äTärgyriäSatibxpnjg# RfebAr®^ 
wa'-ürcfei B#m pÄi tHäerbguxl cfetelütiä 
pddn^- äVdb^cb'Arra^llfbijihsatWfeBBC^cfe' 
ä Ara^Ndt cp^drnjrgjlf wur^ uxl d Virg cfe" 
Ga'drnjr^ satittwa" IVtaxfem W ärtwa"« Ar^ 
hauäwecpi Virg (M3 aidrnjjigi^QEhJxpf^a \m«fe 

rrtcfa'NedEELrg cfe'g 16 ird 17 adpc^m vdm leb ä Virg cfe" 
Aiwßff gdTtsacMwaikr 

§17Abs1 Sä3l(Jd^jxpTijt||^LMhd2ft^Fc^äxfecrg 
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§19\«ive§t^ 

„§ 19 Genehmigungsbedürftige grenzüberschreitende Verbringung 

\}N as3g^adsBSffnati§2Abs1 cfesAImcpgfeocbKartBTtf 
rHh§2AbE3cfesAlmcp9fecpnäß§3 AbE2Nfl3BuMEaicbi 
Gittcd3edid9aVeat\rg\dyH:ttBGaTdTn^^ esdiun 
hodHisk Imltei läfehB IQllüne cbs W dsc^ 

Sf^da übesHi 

(:^as»^adskSffrBii§2AbBl cfesAImcpgteocbKartHTtf 
rBii§2AbE3cfesAlmcp9tecpnäß§3 AbE2NE6BuMEbaßcbn 
Qttcdaedt daaVeotirg NdyHzttsG 

1. weriesdiun hodHjskättiqablmlteiäfehB 
lOäbnecfesW dscbAidlös^ SfÜGö übeal#:b' 

2 warid^pBäcbrcp ocbVeBaxlSkcbBlO cbfeprai 

S|:il2 übesHt 

IpE G a'drnjrg nah § 3 Abä cbs AIrn cpgte leri dl axh afe 
cp'drnjjxda^BVdgjg nah Absl ocb2 adJeipwfe ade 
Eöiag^Ga'dTnjrgnahAbBl ocb2d1äö' 

§23vdve^b^ 


„§ 2DAnzeigepibhtige grenzüberschreitende Verbringung 


\}N 0l€BGa'dTrijrgnah§19Abs1 ocb2bec^dVd[igjgnah§3 
AbE2 NflS Buhdbe a uxl b (Md Ü betvahrg nah § 22 Ab^ cbs 
AIrn Bdiäfe oMMrlTbaTaTAi ^sädBh 

ZLsari m ahag nMZyirg rrferi NotitM rrdi Rin da^.^! 
BeEBVdigjgi (M GittcdMi teVarixrg hEMabawemffeEB 
d zj \dipxbi ad#t Sf nah (M/ädgjg eäi d ru\m Pesrm 
avdcai wafeid nah (M g 37 ocb9 cbs Alm cpateocbnah § 7 Abs1 
a:b§11 AbE2dÖBGaMTijrgbMiS(diesdiLm hotadsi 
3Bx|^haT#ti2MdUi*pinah§e9AbE2Sä4 \i(Äpi 
UTlcbBV^fflKaTMrLrgcpTi.§68 AbäaicpgMRm 
nabawemSd2 uxl 3 göidltd\dhe^TaMVdigjgzn^^ 

Nilrgh Rchnai^cpMri^Umcaxß 
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^ cfai IS ctes Absl Sd1 leTi^dteGa'örnjrgbea^atei 
AtÄfeNaiweecfesAbsl Sä2uxl3leTriteri fiU ZLBanmaiia^nli 
axh (M3 a'örnjrcdaeajiä \c^ 

§21vtive^t^ 


„§ 21 Ausnahmen, andere Vorschriften 

|)EHGa'dTrijrgrBii§3AbBl cfesAImcpgteocfef lOocfeEBAr^ 
najn§2DbecfeöitdVä[igj^ cferiA^fTl N/1 06 cpHTii 
Sf 

|y\twdBTl Ncn §3Abs1 ctesAlmcp9tebecfenjmAr^rBii§21 
wen 

1. Ö2j1t^nm UaT(feBaWa^2DRm-biUa>235axpdiät 
^ocfe- 

2 Ö2j10t^nm UaT(feBai)va^10FtoUa>235axpöT^ 
ri cbi Qttcdaadi toVaitTJ^ NäHrtw 

IpeG e^nijrg nah § 19 octemAr^ nah § 2D befe dt 
1. ühdDüiWiT 

2 iMi § lOßcßB^äqgj^ 

3 ütä\dh^mteVd[igj^ 2 J^niNi±rgh Rchnaiees 
cp'dni^UmcaxßSiiesdtdtm hatadsi3öx|flö 
hatB 

CöVd[igj^\mlTil«fcfti3fehq^nahSä1 NßbeäfeAr^ 
nah§23 

4)K S 19 uxl 2>itei ArwerLrg aÄ Vdqgj^ djh d Buxfeavär 

^Arrte Regd^ übad Vdqgj'göaeanhe d cbVeodxr^ 

NfIdgSEURATOM 1993 NL 148 Sl)Lrrlcte-Almrilfti 
Vdrigjxpaihj^ öei utH^ 

Rhärtan : 

rl § 116Absatz1dTahNLmma2^xfe 
^aggcei§2DAbBl eeAr^djöjthsBöocfeitit 
iffgiiüi|t 


Nummer 2a ehlil^ 
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BecpxLra 

Das^imi(Mhl^eBLl^9^wa2J\£öhaxfeRec^^LB^äTne-S^ cfa'g19 
uxl 2D vri dih d Hhilgj^ vvÄALBTElTn an uxl RülaB#m 
LnfiÄtlUm äziUiriaaj^cfeEURATOM-lltttömRGgdxpi 
ri awaxliKtfefan d^zjloTBiiTiLEBcbBS^ cfeVcÄr 
arte lQiöA/etbitlBEäl-tpcetjb 0 ce\ai cfeBu^^ 

NC^adiaiai Faearg 1« Utdafeid 


Zu^19 

rt § 19 Absl wöfei d VcaaärcpiühEe G a'drnjr^^fcifefiliT 
^301 dt aBcdlsäa U rn IdTtfeafiBEn § 2D Absl. 
Ei^idnaxlegl^b^ ij*wdiai VcaBaäJxpt d AlöIt 
cpdTTigjxdB^ 

AbsS egtt Bdkrg ^ Ei- a:d'Audii^'dTngj^naii§3/® af 
Ga'drnjrcdteärfenahdaaVerdxr^^rd^ Abs^ 

Zu^2D 

§ 2]^ Ar^illftß^cd^ G a'drnjrgi^lfBh § 19 

bedbt 


ZuS21 

§ 21 dedd Aianehri 01 cfesäti § 19 uxl cfesiti § 21 iBari rn m 


ZLfFc^äittrig 


W anadn cfeiti Regdig Ice Ar^ edMWrrisäi ck 


bedSi (ä'Bipiäi^Satifoi^ c0*iV^egiT±ng ar 

F^äTkrig2jg1Q.f 
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